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Aufgrund des § 10 i.V.m. §§ 8, 45 Abs. 2 Ziffer 1 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt (KVG LSA) vom 15.05.2014 (veröffentlicht am 17.06.2014 GVBl. LSA S. 288) hat der Kreistag des 
Landkreises Jerichower Land in seiner Sitzung am 09.07.2014 folgende Hauptsatzung beschlossen: 

 

I. Abschnitt 

Benennung und Hoheitszeichen 

§ 1 
Name und Sitz 
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Der Landkreis führt den Namen, Landkreis Jerichower Land. Er hat seinen Sitz in der Kreisstadt Burg. Das 
Kreisgebiet besteht aus den Städten und Gemeinden 

Biederitz 
Burg 
Elbe-Parey 
Genthin 
Gommern 
Jerichow 
Möckern 
Möser. 
 

§ 2 
Wappen, Flagge und Dienstsiegel 

 
(1) Der Landkreis führt ein Wappen. Die Blasonierung lautet gespalten Blau und Silber, vorn ein silberner 

Pfahl, hinten ein schwarzer silbern konturierter und rot bewehrter Kranich. Der Landkreis führt eine 
Flagge in den Farben weiß/blau. 

(2) Das Dienstsiegel, das dem der Hauptsatzung beigefügten Dienstsiegelabdruck entspricht, enthält das 
Wappen des Landkreises und die Umschrift „Landkreis Jerichower Land“. 

 

II. Abschnitt 

Verfassung und Verwaltung des Landkreises 

§ 3 
Kreistag 

 
(1) Der Kreistag wählt für die Dauer der Wahlperiode aus der Mitte der ehrenamtlichen Mitglieder in der 

konstituierenden Sitzung einen Vorsitzenden und zwei Stellvertreter. Die Stellvertreter führen nach der 
Reihenfolge ihrer Vertretungsbefugnis die Bezeichnung „Erster stellvertretender Vorsitzender des Kreis-
tages“ bzw. „Zweiter stellvertretender Vorsitzender des Kreistages“. 

(2) Der Vorsitzende und die Stellvertreter können mit der Mehrheit der Mitglieder des Kreistages abgewählt 
werden. Eine Neuwahl hat unverzüglich stattzufinden. 

 

§ 4 
Zuständigkeiten des Kreistages 

 
Der Kreistag entscheidet über 

(1) die Ernennung, Einstellung und Entlassung – ausgenommen die Entlassung innerhalb oder mit Ablauf 
der Probezeit – der Beamten oder Laubahngruppe 2, 2. Einstiegsamt sowie die Einstellung und Entlas-
sung der Arbeitnehmer in vergleichbaren Entgeltgruppen (TVöD EG 13 bis EG 15 Ü) im Einvernehmen 
mit dem Landrat, 

(2) die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen, wenn der Vermö-
genswert 150.000 EURO übersteigt, 

(3) die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Verpflichtungsermächtigungen im Rahmen des in der 
Haushaltssatzung festgesetzten Gesamtbetrages, wenn der Vermögenswert 150.000 EURO übersteigt, 

(4) Rechtsgeschäfte i. S. v. § 45 Abs. 2 Ziff. 7 und 10 KVG LSA, wenn der Vermögenswert 250.000 EURO 
übersteigt, 
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(5) Rechtsgeschäfte i. S. v. §§ 45 Abs. 2 Ziff. 13 KVG LSA, es sei denn, es handelt sich um Rechtsgeschäf-
te aufgrund einer förmlichen Ausschreibung oder um Geschäfte der laufenden Verwaltung, wenn der 
Vermögenswert 15.000 EURO übersteigt. 

(6) Rechtsgeschäfte i. S. v § 45 Abs. 2 Ziff. 16 KVG LSA, wenn der Vermögenswert 55.000 EURO über-
steigt, 

(7) Die Annahme und Vermittlung von Spenden zur Erfüllung von Aufgaben des Landkreises, soweit diese 
im Einzelfall einen Vermögenswert von 5.000 EURO übersteigen. 

§ 5 
Ausschüsse des Kreistages 

 
Der Kreistag bildet zur Erfüllung seiner Aufgaben die folgenden ständigen 

1. beschließenden Ausschüsse: 

- Kreisausschuss, 

- Jugendhilfeausschuss, 

2. beratenden Ausschüsse: 

- Rechnungsprüfungsausschuss 

- Finanzausschuss 

- Ausschuss für Bau, Wirtschaft und Verkehr  

- Ausschuss für Bildung und Kultur  

- Ausschuss für Soziales und Gesundheit  

- Ausschuss für Umwelt, Landwirtschaft und Forsten. 

 

§ 6 
Beschließende Ausschüsse 

 
(1) Die beschließenden Ausschüsse beraten innerhalb ihres Aufgabengebietes die der Entscheidung des 

Kreistages vorbehaltenen Angelegenheiten grundsätzlich vor. 

(2) Der Kreisausschuss besteht aus acht ehrenamtlichen Kreistagsmitgliedern und dem Landrat als Vorsit-
zenden. Für den Verhinderungsfall beauftragt der Landrat seinen allgemeinen Vertreter mit seiner Ver-
tretung. Ist auch der allgemeine Vertreter verhindert, bestimmt der Ausschuss aus dem Kreise seiner 
stimmberechtigten Mitglieder die Person, die den Landrat im Vorsitz vertritt. 

Der Kreisausschuss beschließt über 

- die Ernennung, Einstellung und Entlassung der Beamten der Laufbahngruppe 2, 1. Einstiegsamt der 
Ämter der Besoldungsgruppe A 10 bis A 13 sowie die Einstellung und Entlassung der Arbeitnehmer 
in vergleichbaren Entgeltgruppen (TVöD EG 10 bis EG 13) im Einvernehmen mit dem Landrat, 

- die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen bis zu der in § 4 
Nr. 2 genannten Wertgrenze, wenn der Vermögenswert 55.000 EURO übersteigt, 

- die Annahme und Vermittlung von Spenden zur Erfüllung von Aufgaben des Landkreises, soweit 
diese im Einzelfall einen Vermögenswert von 3.000 EURO übersteigt, 
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- alle übrigen Angelegenheiten, insbesondere Rechtsgeschäfte wie Vergaben mit einem Vermögens-
wert von über 300.000,00 EURO bis einschließlich 550.000,00 EURO, die gem. § 45 Abs. 2 KVG 
LSA der Kreistag nicht übertragen kann bzw. gem. § 66 KVG LSA der Landrat zuständig ist. 

(3) Aufgaben, Besetzung und Vorsitz des Jugendhilfeausschusses bestimmen sich nach den geltenden 
Vorschriften des Achten Buches des Sozialgesetzbuches – Kinder- und Jugendhilfe, sowie den dazu 
ergangenen landesrechtlichen Regelungen und der Satzung des Jugendamtes des Landkreises Je-
richower Land. 

(4) Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder ist eine Angelegenheit eines beschließenden Ausschusses dem 
Kreistag zur Beschlussfassung zu unterbreiten. 

§ 7 
Beratende Ausschüsse 

 
(1) Den beratenden Ausschüssen sitzt ein ehrenamtliches Mitglied des Kreistages vor. 

(2) Die Ausschussvorsitzenden werden den Fraktionen im Kreistag in der Reihenfolge der Höchstzahlen 
nach d’Hondt zugeteilt. Bei gleichen Höchstzahlen entscheidet das Los, das der Vorsitzende des Kreis-
tages zieht. Die Fraktionen benennen die beratenden Ausschüsse, deren Vorsitze sie beanspruchen, in 
der Reihenfolge der Höchstzahlen und bestimmen den Vorsitzenden aus der Mitte der den Ausschüs-
sen angehörenden ehrenamtlichen Kreistagsmitglieder. Die Fraktion, die den Vorsitzenden stellt, be-
nennt auch den Vertreter. 

(3) Die Ausschüsse bestehen aus sieben ehrenamtlichen Kreistagsmitgliedern. Der Landrat kann an allen 
Ausschusssitzungen teilnehmen. Ihm ist auf Verlangen das Wort zu erteilen. 

(4) In die Ausschüsse für 

1. Bau, Wirtschaft und Verkehr  

2. Bildung und Kultur  

3. Soziales und Gesundheit  

4. Umwelt, Landwirtschaft und Forsten  

werden zusätzlich durch den Kreistag widerruflich jeweils drei sachkundige Einwohner mit beratender 
Stimme berufen. 

Die Amtszeit der sachkundigen Einwohner endet mit dem Beginn der ersten Sitzung des neu gewählten 
Kreistages. 

§ 8 
Geschäftsordnung 

 
Das Verfahren im Kreistag und in den Ausschüssen wird durch eine vom Kreistag zu beschließende Ge-
schäftsordnung geregelt. 

§ 9 
Landrat 

 
(1) Der Landrat entscheidet neben den gesetzlichen Aufgaben nach § 66 Abs. 1, Abs. 2 und Abs. 4 KVG 

LSA über 

- die Ernennung, Einstellung und Entlassung der Beamten der Laufbahngruppe 1 und 2, 1. Einstieg-
samt der Ämter der Besoldungsgruppen bis einschließlich A 9 sowie die Einstellung und Entlassung 
der Arbeitnehmer in vergleichbaren Entgeltgruppen (TVöD EG 2 bis EG 9), 

- die in § 4 Ziff. 2 bis 7 und § 6 dieser Satzung genannten Rechtsgeschäfte, sofern die dort sowie die 
in § 6 Abs. 2 festgelegten Wertgrenzen unterschritten werden. 
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§ 10 
- nicht besetzt - 

§ 11 
Gleichstellungsbeauftragte 

 
(1) Zur Verwirklichung des Grundrechtes der Gleichberechtigung von Frauen und Männern bestellt der 

Kreistag im Einvernehmen mit dem Landrat eine Gleichstellungsbeauftragte, die hauptamtlich tätig ist. 

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte ist in Ausübung ihrer Tätigkeit nicht weisungsgebunden. An den Sitzun-
gen des Kreistages und seiner Ausschüsse kann sie teilnehmen, soweit ihr Aufgabenbereich betroffen 
ist. In Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches ist ihr auf Verlangen das Wort zu erteilen. 

§ 12 
Behindertenbeauftragter 

 
(1) Zur Verwirklichung der Gleichstellung behinderter Menschen bestellt der Kreistag im Einvernehmen mit 

dem Landrat einen Behindertenbeauftragten, der ehrenamtlich tätig ist. 

(2) Der Behindertenbeauftragte ist in Ausübung seiner Tätigkeit unabhängig. Er hat das Recht auf Teil-
nahme an den Sitzungen des Kreistages und seiner Ausschüsse, soweit es sich um Angelegenheiten 
seines Aufgabengebietes handelt. In Angelegenheiten seines Aufgabengebietes ist ihm auf Verlangen 
das Wort zu erteilen. 

III. Abschnitt 

Einwohner und Bürger 

§ 13 
Einwohnerfragestunde 

 
(1) Der Kreistag sowie seine beschließenden Ausschüsse führen zu Beginn der ordentlichen öffentlichen 

Sitzungen, nach Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung, eine Einwohnerfragestun-
de durch. Ausnahmsweise kann der Vorsitzende aus wichtigem Grund in der Einladung zur Sitzung den 
Beginn der Fragestunde auf einen anderen Zeitpunkt legen. 

(2) Jeder Einwohner ist unter Angabe seines Namens und seiner Anschrift berechtigt, grundsätzlich eine 
Frage und eine Zusatzfrage, die sich auf den Gegenstand der ersten Frage bezieht, zu stellen. Zuge-
lassen werden nur Fragen von allgemeinem Interesse, die in die Zuständigkeit des Landkreises fallen. 
Die Fragen sind schriftlich spätestens sieben Kalendertage vor der Sitzung dem Vorsitzenden oder dem 
Landrat zuzuleiten. 

(3) Die Fragen werden grundsätzlich mündlich durch den Landrat oder den Vorsitzenden des Kreistages 
beantwortet. Eine Aussprache findet nicht statt. Ist die Beantwortung einer Frage in der Sitzung nicht 
möglich, erhält der Einwohner eine schriftliche Antwort, die unverzüglich erteilt werden muss. 

§ 14 
Bürgerbefragung 

 
Eine Bürgerbefragung erfolgt nur in wichtigen Kreistagsangelegenheiten. Sie kann nur auf Grundlage eines 
Beschlusses des Kreistages durchgeführt werden, in dem die mit „ja“ oder „nein“ zu beantwortende Frage 
formuliert ist und insbesondere festgelegt wird, ob die Befragung als Onlineabstimmung oder im schriftlichen 
Verfahren erfolgt, in welchem Zeitraum die Befragung durchgeführt wird und in welcher Form das Abstim-
mungsergebnis bekanntzugeben ist. In dem Beschluss sind auch die voraussichtlichen Kosten der Befra-
gung darzustellen. 

§ 15 
Ehrenbürgerrecht, Ehrenbezeichnung 

 
Die Verleihung oder Aberkennung des Ehrenbürgerrechtes oder der Ehrenbezeichnung des Landkreises 
bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der stimmberechtigten Mitglieder des Kreistages. 
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IV. Abschnitt 

Bekanntmachungen 

§ 16 
Öffentliche Bekanntmachungen 

 
(1) Soweit nicht Rechtsvorschriften besondere Regelungen treffen, werden die gesetzlich erforderlichen 

Bekanntmachungen im Amtsblatt des Landkreises Jerichower Land bekannt gegeben. Eignen sich be-
kannt zu machende Texte oder Unterlagen aufgrund ihrer Beschaffenheit oder ihres Umfanges nicht 
oder nicht in vollem Wortlaut zur Bekanntmachung nach Satz 1, so kann deren Bekanntmachung 
dadurch ersetzt werden, dass sie für sieben Tage in der Kreisverwaltung in Burg, Bahnhofstraße 9, zu 
jedermanns Einsicht während der Dienststunden ausgelegt werden. Der Inhalt der Ersatzbekanntma-
chung ist hinreichend zu umschreiben und Ort und Dauer der Auslegung im Amtsblatt bekannt zu ge-
ben. 

(2) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des Kreistages und seiner Ausschüsse sind durch Veröffent-
lichung in der Wochenzeitung „Der Burgspiegel / Der Genthiner“ bekannt zu machen. 

 

V. Abschnitt 

Schlussvorschriften, Inkrafttreten 

§ 17 
Sprachliche Gleichstellung 

 
Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in weiblicher und männlicher Form. 

§ 18 
Inkrafttreten 

 
Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Hauptsatzung vom 11.07.2007 mit der Änderung vom 29.01.2014 außer Kraft. 

Burg, 4. August 2014 

gez. Burchhardt        gesiegelt 
Landrat 

 

 

Bekanntmachung der Hauptsatzung 
 
Die vorstehende Hauptsatzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Die nach § 10 Abs. 2 KVG LSA erforderliche Genehmigung ist mit Ausnahme des § 10 durch das Landes-
verwaltungsamt am 28.07.2014 unter dem Aktenzeichen 206.1.2-10020 jl-01 erteilt worden. 
 
Burg, 4. August 2014 

 

gez. Burchhardt 
 
______________________________________________________________________________________ 
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2. Amtliche Bekanntmachungen 
 

234 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Landkreises Jerichower Land  
Untere Immissionsschutzbehörde zum Antrag der Firma Windpark Redekin No. 2 GmbH & Co. 
KG, Berliner Chaussee 50, 39307 Genthin auf Erteilung einer Genehmigung nach § 4 i. V. m. § 

19 Abs. 3 Bundes-Immissionsschutzgesetz zur Errichtung und zum Betrieb von 2 Windenergie-
anlagen in der Gemarkung Redekin 

Die Firma Windpark Redekin No. 2 GmbH & Co. KG, Berliner Chaussee 50 in 39307 Genthin hat einen An-
trag auf Erteilung einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb von 2 
Windenergieanlagen (WEA) in der Gemarkung Redekin beantragt. 
 

Anlage Gemarkung Flur Flurstücke 

WEA 9 Redekin 5 11/8 

WEA 10 Redekin 5 45/2 

 
Bei dem Vorhaben handelt es sich um die Errichtung und den Betrieb von 2 Windenergieanlagen vom Typ 
Enercon E-82 E 2 mit einer Gesamthöhe von 149,38 m (Nabenhöhe 108,38 m, Rotordurchmesser 82 m) und 
einer Nennleistung von jeweils 2,3 MW. Die Inbetriebnahme der Windenergieanlagen ist für das Jahr 2015 
vorgesehen. 
 
Dieses Vorhaben bedarf nach § 4 Abs. 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
2. Juli 2013 (BGBl. I S. 1943) in Verbindung mit der Nr. 1.6.2 des Anhangs 1 der Vierten Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV), in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Mai 2013 
(BGBl. I S. 973, 3756) der Genehmigung durch die Untere Immissionsschutzbehörde des Landkreises Je-
richower Land. Der Antragsteller beantragte mit Schreiben vom 19. Dezember 2012 gemäß § 19 Abs. 3 
BImSchG die Führung des Verfahrens als förmliches Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung. 
 
Das Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Antrag und die Unterlagen sowie die bis zum Zeitpunkt der Bekanntmachung bei der Genehmigungsbe-
hörde vorliegenden entscheidungserheblichen behördlichen Unterlagen liegen in der Zeit vom 
 
17. September 2014 bis 16. Oktober 2014 
 
aus und können in den folgenden Stellen zu den dort genannten Zeiten eingesehen werden: 
 
 
1.  Landkreis Jerichower Land 

Fachbereich Umwelt, Landwirtschaft und Forsten 
 Untere Immissionsschutzbehörde (Raum 125) 
 Brandenburger Straße 100 
 39307 Genthin 

Montag bis Mittwoch: von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr und von 13:00 Uhr bis 16:00 Uhr 
 Donnerstag:  von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr und von 13:00 Uhr bis 17:00 Uhr
             Freitag:              von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr  
 
 
2. Einheitsgemeinde Stadt Jerichow 
 Raum 118 

Karl–Liebknecht–Str. 10  
39319 Jerichow  

Montag:  von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr  
Dienstag:  von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
Donnerstag:  von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und von 13:00 Uhr bis 15:00 Uhr 
Freitag:  von 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
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Innerhalb der Zeit vom 
 
17. September 2014 bis 30. Oktober 2014 
 
können gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG Einwendungen gegen das Vorhaben schriftlich beim Landkreis Je-
richower Land, Bahnhofstraße 9, 39288 Burg und bei den vorgenannten Auslegungsstellen erhoben werden. 
 
Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privat-
rechtlichen Titeln beruhen. Die Einwendungen sollen neben Vor- und Familiennamen auch die volle und 
leserliche Anschrift des Einwenders enthalten. Aus den Einwendungen muss erkennbar sein, weshalb das 
Vorhaben für unzulässig gehalten wird. Die Einwendungen werden dem Antragsteller bekannt gegeben. Auf 
Verlangen des Einwenders werden dessen Name und Anschrift unkenntlich gemacht, soweit die Angaben 
nicht zur Beurteilung des Inhalts der Einwendung erforderlich sind.  
Sofern frist- und formgerechte Einwendungen vorliegen, können diese in einem öffentlichen Erörterungster-
min am 11. November 2014 mit den Einwendern und dem Antragsteller erörtert werden. 
Es wird darauf hingewiesen, dass form- und fristgerecht erhobene Einwendungen auch bei Ausbleiben des 
Antragstellers oder von Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert werden. 
 
Beginn der Erörterung:  10:00 Uhr 
Ort der Erörterung:  Kreishaus, Konzertsaal "Jerichower Land" 

Brandenburger Straße 100  
39307 Genthin 

 
Die Entscheidung der Genehmigungsbehörde, ob ein Erörterungstermin stattfindet, wird nach Ablauf der 
Einwendungsfrist getroffen und öffentlich bekannt gemacht. 
Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form verviel-
fältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), gilt für das Verfahren derjenige 
Unterzeichner als Vertreter der übrigen Einwender, der darin mit seinem Namen, seinem Beruf und seiner 
Anschrift als Vertreter bezeichnet ist, soweit er nicht von ihnen als Bevollmächtigter bestellt worden ist. Ver-
treter kann nur eine natürliche Person sein. Gleichförmige Einwendungen, die die vorgenannten Angaben 
nicht deutlich sichtbar auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite enthalten, können unberücksichtigt 
bleiben. 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden kann. 
 
Genthin, den 19. August 2014 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. Girke 
 
______________________________________________________________________________________ 

 
 

B. Städte und Gemeinden 
1.  Satzungen, Verordnungen und Richtlinien 
 

235 
 

Stadt Möckern 
Der Bürgermeister 
 

Haushaltssatzung 
und 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
 
1. Haushaltssatzung der Stadt Möckern für das Haushaltsjahr 2014 
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Aufgrund des § 92 der Gemeindeordnung vom 10. August 2009 (GVBl. LSA S.383), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 30. November 2011 (GVBl. LSA S. 814) , hat die Stadt die folgende, vom Stadtrat in der Sitzung 
am 10.07.2014 beschlossene Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2014, der die für die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinde voraus-
sichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu 
leistenden Auszahlungen enthält, wird 
 
1.  im Ergebnisplan mit dem 
 
 a) Gesamtbetrag der Erträge auf 18.386.800 Euro 
  
 b) Gesamtbetrag der Aufwendungen auf  19.185.700 Euro 
 
2.  im Finanzplan mit dem 
  
 a) Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf  16.411.400 Euro 
  
 b) Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 17.249.900 Euro 
  
 c) Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit auf 2.994.500 Euro 
  
 d) Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit auf 3.616.100 Euro 
  
 e) Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf 778.300 Euro 
  
 f) Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf 825.300 Euro 
 
 festgesetzt. 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen (Kreditermächtigung) wird auf 622.600 € festgesetzt. 
  

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Ermächtigungen zum Eingehen von Verpflichtungen, die künftige 
Haushaltsjahre mit Auszahlungen für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen belasten, (Verpflich-
tungsermächtigung) wird auf 377.200 € Euro festgesetzt.  
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag der Kredite zur Sicherung der Zahlungsfähigkeit wird auf 3.280.000 Euro festgesetzt. 
  

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern sind für das Haushaltsjahr 2014 werden wie folgt festge-
setzt: 
 
1.  Grundsteuer 
 
a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)                                250 v.H. 
    mit Ausnahme des Gemeindegebietes in den Grenzen der 

 - Ortschaft Drewitz 300 v.H. 
 - Ortschaft Grabow 210 v.H. 
 -  Ortschaft Krüssau 240 v.H. 
 - Ortschaft Küsel 220 v.H. 
 - Ortschaft Rietzel 265 v.H. 
 - Ortschaft Tryppehna 200 v.H. 
 - Ortschaft Zeddenick 300 v.H. 
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b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)                              340 v.H. 
    mit Ausnahme des Gemeindegebietes in den Grenzen der 

   
 - Ortschaft Drewitz 300 v.H. 
 - Ortschaft Grabow 300 v.H. 
 -  Ortschaft Krüssau 300 v.H. 
 - Ortschaft Küsel 300 v.H. 
 - Ortschaft Rietzel 300 v.H. 
 - Ortschaft Tryppehna 300 v.H. 
 - Ortschaft Wallwitz 300 v.H. 
 - Ortschaft Zeddenick 300 v.H. 

    
2. Gewerbesteuer  325 v.H.  
       
 mit Ausnahme des Gemeindegebietes in den Grenzen der 
 

 - Ortschaft Drewitz 300 v.H. 
 - Ortschaft Grabow 300 v.H. 
 -  Ortschaft Krüssau 300 v.H. 
 - Ortschaft Küsel 300 v.H. 
 - Ortschaft Rietzel 300 v.H. 
 - Ortschaft Tryppehna 275 v.H. 
 - Ortschaft Wallwitz 300 v.H. 
 - Ortschaft Zeddenick 300 v.H. 

 
Grundlage für die unterschiedlichen Hebesätze bilden die geschlossenen Gebietsänderungsvereinbarungen 
(§ 10 – Steuern). 
 
Möckern, 10.07.2014 
 
gez. von Holly  (Siegel) 
Bürgermeister 
 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2014 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Der 
Haushaltsplan mit seinen Anlagen liegt nach § 102 Abs. 2 Satz 1 Kommunalverfassungsgesetz zur  Ein-
sichtnahme vom 01.09.2014 bis 10.09.2014 im Rathaus Möckern, Zimmer 201 öffentlich aus. 
 
Die nach § 107 Abs. 4 und § 108 Abs. 2 der Gemeindeordnung erforderlichen Genehmigungen sind durch 
die Kommunalaufsicht am 04.08.2014 unter dem Aktenzeichen 15 61 60/2014 erteilt worden. 

 
Möckern, 18.08.2014 
 
gez. von Holly  (Siegel) 
Bürgermeister 
 
 
______________________________________________________________________________________ 
 
2.  Amtliche Bekanntmachungen 

236 
 
Gemeinde Biederitz 
OT Biederitz 
 

Bekanntmachung 
 

über das Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. 33/ 2012 
„Parkweg II“ Gemeinde Biederitz, OT Heyrothsberge 

Beschluss Nr. 48/2014 GR 
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Der Gemeinderat Biederitz hat in seiner Sitzung am 26.06.2014 den Beschluss über die Satzung des Be-
bauungsplanes Nr.33 / 2012 „Parkweg II“ gemäß § 10 Abs. 1 BauGB beschlossen. 
Die Satzung tritt mit dem Tage der Bekanntmachung im Amtsblatt Jerichower Land in Kraft. 
 
Der Bebauungsplan kann im Bauamt/ Amt 2 der Gemeinde Biederitz, Berliner Straße 25, 39175 Biederitz OT 
Heyrothsberge, täglich ab 9.00 Uhr während der Sprechzeiten oder nach Vereinbarung von jedermann ein-
gesehen werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzungen der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr.1 bis 3, Abs.2 und Abs.3 
Satz 2 des BauGB in der zur Zeit gültigen Fassung bezeichneten Vorschriften dann unbeachtlich sind, wenn 
sie nicht innerhalb von einem Jahr nach dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde gel-
tend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen (gem. § 215 
BauGB Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften). 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs.3 Satz 1 und 2 sowie Abs.4 des BauGB in der zur Zeit gültigen Fassung 
über die Entschädigung von der durch den Bebauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen sowie über 
die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 
gez. Gericke 
Bürgermeister 
 

 
 

237 
 
Gemeinde Möser 
 

Bekanntmachung 
 

über die Genehmigung des Bebauungsplanes „ PV-Freifläche Körbelitz“,  
Gemeinde Möser, Ortschaft  Körbelitz 

 
 
Aufgrund des § 10 BauGB in der derzeit geltenden Fassung hat der Gemeinderat der Gemeinde Möser am 
06.05.2014 den  Bebauungsplan „PV - Freifläche Körbelitz“ bestehend aus der Planzeichnung, dem 
Textteil und der Begründung mit Umweltbericht als Satzung beschlossen. 
 
Der Bebauungsplan „PV-Freifläche Körbelitz“ wurde am 29.07.2014 (AZ: 63 ko -2014 – 01205) durch des 
Landkreis Jerichower Land, Fachbereich Bau, genehmigt. 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft. 
 
Der Bebauungsplan „PV- Freifläche Körbelitz“ kann  im Fachbereich 2 der Gemeinde Möser, Brunnenbreite 
7/8,  täglich ab 9.00 Uhr während der Dienstzeiten oder nach Vereinbarung von jedermann eingesehen wer-
den. 
 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB sind Verletzungen der unter § 215 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB benannten Vorschriften 
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Ge-
meinde  unter Darlegung des die Verletzung begründeten Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1-2 und 4 BauGB in der derzeit  geltenden Fassung wird hinge-
wiesen. 

 
 
gez. Köppen 
Bürgermeister 
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D. Regionale Behörden und Einrichtungen 
2 Amtliche Bekanntmachungen 
 

238 
 
Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung  
u. Forsten Mitte, Außenstelle Wanzleben 
 

Flurbereinigungsverfahren nach §§ 87 ff. Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) 
 
„Flurbereinigung Ortsumgehung Schönebeck B 246a (2. PA), Landkreis Schönebeck 113“; 
Verf.-Nr.: 0305 SBK 113 
 
In dem oben genannten Flurbereinigungsverfahren ergeht folgende  
 
 

III. Änderungsanordnung 
 
I. Hinzuziehung 
 
Zum o.g. Flurbereinigungsverfahren werden die im  Verzeichnis zur Änderung der Verfahrensflurstücke (An-
lage 1) aufgeführten Flurstücke hinzugezogen. Diese Anlage ist Bestandteil dieser Anordnung. 
 
 
II. Begründung: 
 
Mit Beschluss vom 20.03.2007, hat das Landesverwaltungsamt Halle, Referat 409 das Flurneuordnungsver-
fahren „Flurbereinigung Ortsumgehung Schönebeck B 246a (2. PA), Landkreis Schönebeck 113“ für den 
Bau des 2. Planungsabschnittes der B 246a vom Kreisel L 65 bis Kreisel L 51 angeordnet. Das genannte 
Verfahren dient dazu, die durch das Unternehmen für die allgemeine Landeskultur entstehenden Nachteile 
durch die Neueinteilung der Grundstücke zu vermeiden oder zumindest zu mildern.  
 
Nach §§ 8 Abs. 1, 7 Abs. 1 und 4 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) kann die Flurbereinigungsbehörde ge-
ringfügige Änderungen des Flurneuordnungsgebietes anordnen, wenn der Zweck der Flurbereinigung bes-
ser erreicht werden kann.  
 
Die Hinzuziehung des o.g.  Flurstücks ist erforderlich, weil zur Verbesserung der wasserwirtschaftlichen 
Situation im Raum Schönebeck das Projekt „Abfanggraben“ in diesem Flurbereinigungsverfahren umgesetzt 
werden soll. Mit diesem Projekt soll die Wassersituation hinsichtlich des Oberflächenwassers sowie die Situ-
ation der Vorflut im Elbe-Saale-Winkel verbessert werden. Der „Abfanggraben“ bildet dabei einen zentralen 
Teil des wasserwirtschaftlichen Gesamtkonzeptes der Fachhochschule Magdeburg-Stendal für den gesam-
ten Elbe-Saale-Winkel. Die Hinzuziehung der unter I. genannten Flächen ist zur vollständigen Planung und 
Umsetzung dieser Maßnahme zwingend erforderlich. 
 
Durch die Veränderungen des Verfahrensgebietes vergrößert sich die Verfahrensgebietsfläche des Flurbe-
reinigungsverfahrens von derzeit 1.278,9234 ha auf 1.299,1854 ha, mithin um 20,2660 ha. 
Die Änderung ist als geringfügig anzusehen. 
 
Die Voraussetzung für die Änderungsanordnung nach den §§ 8, 7 FlurbG liegen somit vor. 
 
IV. Aufforderung zur Anmeldung von unbekannten Rechten 
 
Rechte, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung am Flurbereinigungsverfahren 
berechtigen können, sind innerhalb von 3 Monaten beim Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung u. Forsten 
Mitte, Außenstelle Wanzleben, Ritterstraße 17-19, 39164 Wanzleben, anzumelden (§ 14 Abs. 1 FlurbG). 
 
Es kommen in Betracht: 
 

a) Inhaber von Rechten an den zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücken oder von Rech-
ten an solchen Rechten oder von persönlichen Rechten, die zum Besitz oder zur Nutzung solcher 
Grundstücke berechtigen oder die Benutzung solcher Grundstücke beschränken (z.B. Pacht-, Miet- 
und ähnliche Rechte). 
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b) Im Grundbuch eingetragene Rechte an den zum Flurbereinigungsgebiet gehörenden Grundstücken, 

z.B.: Hutungsrechte oder andere Dienstbarkeiten, wie Wasserleitungsrechte, Wege-, Wasser- oder 
Fischereirechte usw., die vor dem 01.01.1900 begründet sind und deshalb der Eintragung in das 
Grundbuch nicht bedurften. 

 
c) Rechte an Grundstücken, die noch nicht in das Grundbuch oder das Liegenschaftskataster über-

nommen sind. 
 
Diese Rechte sind auf Verlangen des Amtes für Landwirtschaft, Flurneuordnung u. Forsten, Mitte, Außen-
stelle Wanzleben innerhalb einer von diesem zu setzenden Frist nachzuweisen. Nach fruchtlosem Ablauf der 
Frist ist der Anmeldende nicht mehr zu beteiligen. 
 
Werden Rechte nach Ablauf dieser Frist angemeldet oder nachgewiesen, so kann die Flurbereinigungsbe-
hörde die bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gelten lassen (§ 14 Abs. 2 FlurbG). 
 
Der Inhaber eines gem. § 14 Abs. 1 FlurbG bezeichneten Rechtes muss die Wirkung eines vor der Anmel-
dung eingetragenen Fristablaufes ebenso gegen sich gelten lassen wie der Beteiligte, dem gegenüber die 
Frist durch Bekanntgabe des Verwaltungsaktes zuerst in Lauf gesetzt worden ist (§ 14 Abs. 3 FlurbG). 
 
Soweit Eintragungen im Grundbuch durch Rechtsübertragung außerhalb des Grundbuches (z.B.: Erbfall) 
unrichtig geworden sind, werden die Beteiligten darauf hingewiesen, im eigenen Interesse beim Grundbuch-
amt auf eine baldige Berichtigung des Grundbuches hinzuwirken bzw. den Auflagen des Grundbuchamtes 
zur Beschaffung der Unterlagen für die Grundbuchberichtigung möglichst ungesäumt nachzukommen. 
 
V. Beschränkung der Nutzungs- und Baurechte im Flurbereinigungsgebiet 
 
Von der Bekanntgabe des Flurbereinigungsbeschlusses bis zur Unanfechtbarkeit des Flurbereinigungspla-
nes gelten gemäß § 34 Abs. 1 FlurbG folgende Einschränkungen: 
 

a) In der Nutzungsart der Grundstücke dürfen ohne Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde nur Än-
derungen vorgenommen werden, die zum ordnungsgemäßen Wirtschaftsbetrieb gehören. 

 
b) Bauwerke, Brunnen, Gräben, Einfriedungen, Hangterrassen u.ä. Anlagen dürfen nur mit Zustim-

mung der Flurbereinigungsbehörde errichtet, hergestellt, wesentlich verändert oder beseitigt werden. 
 

c) Obstbäume, Beerensträucher, Rebstöcke, Hopfenstöcke, einzelne Bäume, Hecken, Fels- und Ufer-
gehölze dürfen nur in Ausnahmefällen, soweit landeskulturelle Belange nicht beeinträchtigt werden, 
mit Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde beseitigt werden. Andere gesetzliche Vorschriften 
über die Beseitigung von Reb- und Hopfenstöcken bleiben unberührt. 

 
Sind entgegen der Vorschriften zu a) und b) vorstehend Änderungen vorgenommen oder Anlagen hergestellt 
oder beseitigt worden, so kann dieses im Flurbereinigungsverfahren unberücksichtigt bleiben. Die Flurberei-
nigungsbehörde kann den früheren Zustand gem. § 137 FlurbG wiederherstellen lassen, wenn dieses der 
Flurbereinigung dienlich ist. 
 
Sind Eingriffe entgegen der Vorschrift zu c) vorstehend vorgenommen worden, so muss die Flurbereini-
gungsbehörde Ersatzpflanzungen anordnen (§ 34 FlurbG). 
 
Von der Bekanntgabe des Flurbereinigungsbeschlusses bis zur Ausführungsanordnung bedürfen Holzein-
schläge, die den Rahmen einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung übersteigen, der Zustimmung der Flur-
bereinigungsbehörde im Einvernehmen mit der Forstaufsichtsbehörde. 
 
Sind Holzeinschläge vorgenommen worden, so kann die Flurbereinigungsbehörde anordnen, dass derjeni-
ge, der das Holz gefällt hat, die abgeholzte oder verlichtete Fläche nach den Weisungen der Forstaufsichts-
behörde wieder ordnungsgemäß in Bestand zu bringen hat (§ 85 Ziff. 5 und 6 FlurbG). 
 
Gemäß § 35 FlurbG sind die Beauftragten der Flurbereinigungsbehörde berechtigt, zur Vorbereitung und zur 
Durchführung der Flurbereinigung Grundstücke zu betreten und die nach ihrem Ermessen erforderlichen 
Arbeiten auf ihnen vorzunehmen. 
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VI. Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Änderungsanordnung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch schriftlich 
oder zur Niederschrift beim Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung u. Forsten, Mitte, Außenstelle Wanzle-
ben, Ritterstraße 17-19, 39164 Wanzleben erhoben werden. 
Im Fall der öffentlichen Bekanntmachung beginnt die Rechtsbehelfsfrist mit dem ersten Tage der Bekannt-
machung. 
Bei schriftlicher Einlegung wird die Frist nur gewahrt, wenn der Widerspruch bis zum Ablauf der angegebe-
nen Frist beim Amt eingegangen ist. 
Gewahrt wird die Frist auch durch Einlegung des Widerspruchs beim Amt für Landwirtschaft, Flurneuord-
nung u. Forsten, Mitte, Große Ringstraße, 38820 Halberstadt.  
 
Die vorstehende Änderungsanordnung einschließlich Gebietskarte und des Verzeichnisses der Verfahrens-
flurstücke liegen im Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Mitte (Ritterstraße 17-19, 39164 
Stadt Wanzleben-Börde), in der Gemeindeverwaltung der Gemeinde Bördeland (Magdeburger Straße 3, 
39221 Bördeland OT Biere), im Rathaus der Stadt Schönebeck (Markt , 39128 Schönebeck) sowie im Rat-
haus der Stadt Barby (Markt, 39324 Barby sowie deren Nachbargemeinden zwei Wochen nach ihrer Be-
kanntmachung zur Einsichtnahme für die Beteiligten während der Dienststunden aus. 
 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. Jens Spicher 
 
 
*1 -

 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16.03.1976 (BGBl. I, S. 546), 
zuletzt geändert durch Artikel 17 Jahressteuergesetz 2009 vom 19. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2794) 
 
 
 
 

Flurbereinigungsverfahren 
„Flurbereinigung Ortsumgehung Schönebeck B246a (2.PA), Landkreis Schönebeck 113“ 

Verf.-Nr.: 0305 SBK 113 
 

Änderung zum Verzeichnis der Verfahrensflurstücke 
nach Flurbereinigungsbeschluss vom 20.03.2007 

 
 

Hinzuziehung: 
 
Zum Flurbereinigungsverfahren werden folgende Flurstücke hinzugezogen: 
 
Gemarkung Schönebeck Flur 4 
 
564; 567; 568; 569; 570; 571; 572; 573; 574; 578/1; 579; 580; 581/1; 584; 585; 586; 587; 588; 589; 592/1; 
594; 597; 598; 599; 600; 602/1; 624; 665/566; 666/566; 667/566; 668/566; 681/575; 682/575; 683/575; 
749/625; 841/52; 867/565; 868/596 
 
Flächengröße der oben genannten Flurstücke: 17,0044 ha. 
 
Gemarkung Schönebeck Flur 5 
 
744/75; 745/76; 977/70; 981/1; 986/2; 10081; 10082; 10180; 10181; 10186; 10187 
 
Flächengröße der oben genannten Flurstücke: 3,2616 ha 
 
Das Flurbereinigungsgebiet umfasst nach der Änderung des Verzeichnisses der Verfahrensflurstücke durch 
die 3. Änderungsanordnung eine Fläche von 1.299,1854 ha. 
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Im Auftrag 
 
gez. Andrea Baer 
 
 
Stadt Gommern 
 
 
 
Flurbereinigungsverfahren 
„Ortsumgehung Schönebeck B 246a (2. PA), Landkreis Schönebeck 113“ 
 
 
 
Stadt Gommern 
 

Bekanntmachung 
 
In der Zeit vom 01.09.2014 bis 15.09.2014 liegen in der Stadtverwaltung Gommern, Walther-Rathenau-
Straße 4, Zimmer 4, zu den Sprechtagen folgende Unterlagen zur Einsichtnahme aus: 
 
3. Änderungsankündigung zum Flurbereinigungsverfahren „Ortsumgehung Schönebeck B 246 a (2.PA) 
Landkreis Schönebeck, SBK 113 einschließlich Anlagen. 
 
gez. Hünerbein     
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